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1. Satzung zur Änderung der Satzung  
über die öffentliche Abwasserbeseitigung  

(Abwassersatzung – AbwS) vom 02.06.2008 
 
 
Aufgrund von  § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), der 
§§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 
8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg 
(KAG) hat der Gemeinderat der Stadt Bad Teinach-Zavelstein am 22.02.2010 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§  1 
 

§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, 
die die  Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlamm-
behandlungsanlagen, die Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung 
beeinträchtigen, die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre 
Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefährden 
können, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen 
oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und 
Dämpfe. 

 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen 

1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand - , die zu Ablagerungen oder 
Verstopfungen in den öffentlichen  Abwasseranlagen führen können (zum 
Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, 
Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, 
Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige 
Rückstände); 

 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (zum Beispiel 
Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, 
Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren 
Chemikalien, Blut, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) 
sowie Arzneimittel; 

 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 

Anlage 
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4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Beispiel milchsaure 
Konzentrate, Krautwasser); 

 

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten 
kann; 

 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht; 
 

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des 
Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115-2 vom Juli 2005 
(Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. – DWA-, Theodor- Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall über die nach Absatz 2 einzuhaltenden 

Anforderungen hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb 
der öffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 

und 2 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung 
der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der 
Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten übernimmt., 

 
 
 
 

§  2 
 

§ 19 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 19 Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 
 
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverzüglich außer 
Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück über eine Abwasserleitung an eine 
öffentliche Klaranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der 
Grundstückseigentümer selbst. 
 
 
 
 

§  3 
 

§ 29 (6) erhält folgende Fassung: 
 
Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer 
Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der 
baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen. 
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§  4 
 

§ 30 (1) erhält folgende Fassung: 
 
In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan keine 
den §§ 27 bis 29 entsprechende Festsetzungen enthält, beträgt die 
Geschossflächenzahl, mit der die Grundstücksfläche vervielfacht wird: 

 --------------------------------------------------------------- ------------------------------ 
 Baugebiet     Zahl der  Geschoss- 
       Vollge-  flächen- 
       schosse  zahl 
       (Z)   (GFZ) 
 --------------------------------------------------------------- ------------------------------ 
 1. In Kleinsiedlungsgebieten bei  1   0,3, 
       2   0,4; 

 2. In reinen Wohngebieten, all-   1   0,5, 
 gemeinen Wohngebieten,   2   0,8, 
 Mischgebieten und Ferien-  3   1,0, 
 hausgebieten bei    4 und 5  1,1, 
       6 und mehr   1,2; 

 

 

 3. In besonderen Wohngebieten bei 1   0,5, 
       2  0,8, 
       3   1,1, 
       4 und 5   1,4, 
       6 und mehr  1,6; 

 4. In Dorfgebieten bei   1   0,5, 
       2 und mehr  0,8; 

 5. In Kern-, Gewerbe- und Industrie- 
   gebieten bei     1    1,0, 
        2    1,6, 
        3    2,0, 
        4 und 5   2,2, 
        6 und mehr  2,4; 

 6. In Wochenendhausgebieten bei  1 und 2   0,2. 
 
 
 
 

§  5 
 

§ 36 (1) erhält folgende Fassung: 
 
Die Stadt erhebt Vorauszahlungen auf die Teilbeiträge nach § 34 Nr. 1 und 2 in Höhe 
von 80 v.H. der voraussichtlichen Teilbeitragsschuld, sobald mit der Herstellung des 
Teils der öffentlichen Abwasseranlagen begonnen wird. 
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§  6 
 

§ 42 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der 
Bemessung der Abwassergebühr abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt 
die Absetzung von Amts wegen. 

 
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch 

Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht 
werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. Zwischenzähler 
werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Stadt eingebaut, 
unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Stadt und werden von ihr 
abgelesen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung 
der Stadt finden entsprechend Anwendung. 

 
(3) Von der Absetzung bleibt eine Wassermenge von 20 m³/Jahr ausgenommen, 

wenn der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler gemäß Abs. 2 erbracht wird. 

 
(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht 

durch Messungen nach Absatz 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten 
Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete 
Wassermenge im Sinne von Absatz 1:  
 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 
15 m³/Jahr,  

 
2. je Vieheinheit bei Geflügel 6 m³/Jahr. 

 
Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird um die gemäß 
Absatz 3 von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von 
der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete 
Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht nur 
vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr für die erste Person und für 
jede weitere Person mindestens 35 m³/Jahr betragen. 
 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des 
Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist 
der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchen-
beiträge für das laufende Jahr richtet. 

 
 

(5) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 
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Übergangsregelung: 
 
Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung Zwischen-
zähler gemäß § 42 Abs. 2 vorhanden, sind diese bei der Stadt unter Angabe des 
Zählerstandes  und  eines  Nachweises  über  die Eichung des Zählers innerhalb von 
4 Wochen anzuzeigen. Zwischenzähler, die den eichrechtlichen Vorschriften 
entsprechen, werden von der Stadt auf Antrag des Gebührenschuldners in ihr 
Eigentum entschädigungslos übernommen. § 42 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 

§  7 
 

In-Kraft-Treten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Bad Teinach-Zavelstein, 23. Februar 2010 
 
 
 
 
Markus Wendel 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis: 
 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg oder auf Grund der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung dieser Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 


